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Große Anfrage 

der Abgeordneten Weisskirchen (Wiesioch), Biunck, Buimahn, Erier, Fuchs (Veri), 
Ganseforth, Gansei, Dr. Gautier, Dr. Götte, Heistermann, Jungmann (Wittmoidt), 
Koschnick, Dr. Kübier, Müiler (Pieisweiier), Nagei, Dr. Niehuis, Opei, Schanz, 
Schreiner, Sieier (Amberg), Dr. Skarpeiis-Sperk, Dr. Soeii, Dr. Sonntag-Woigast, 
Dr. Speriing, Tietjen, Toetemeyer, Waltemathe, Würtz, Bindig, Bernrath, Gerster 
(Worms), Dr. Hauchler, Kastning, Leidinger, Dr. Jens, Roth, Dr. Vogei 
und der Fraktion der SPD 


Rüstungs- und Standortekonversion - Maßnahmen zum Ausgieich der 
wirtschaftiichen Foigen der Abrüstung in strukturschwachen Regionen 


Die sich abzeichnenden Erfolge bei den Wiener Verhandlungen 
über konventionelle Streitkräfte lassen mit einem konkreten Er- 
gebnis noch im Jahre 1990 rechnen. Für Europa können wir auf 
eine erste Reduzierung der konventionellen Streitkräfte und eine 
vertraglich abgesicherte, deutliche Verringerung der militäri- 
schen Bedrohung hoffen. 

Im Zuge der rechtzeitigen Anpassung der Sicherheitspolitik an 
ein neues Ost- West- Verhältnis ergibt sich ein deutlich reduzierter 
Bedarf der Bundeswehr und der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten Streitkräfte an militärischen Gütern, Personal 
und Dienstleistungen, Die Verringerung der militärischen Aus- 
gaben des Bundes kann den finanzpolitischen Spielraum des Bun- 
deshaushalts langfristig für dringhche Aufgaben im nichtmilitäri- 
schen Bereich, bei den Hilfen für die DDR und zur Abwendung 
von drohenden Umweltkatastrophen entlasten. 

Verringerte Ausgaben des Bundes und der Stationierungsstreit- 
kräfte werden vor allem in Struktur sch wachen Regionen, die zu- 
meist eine relativ hohe militärische Belastung zu tragen haben, zu 
einer deutlichen Verringerung des Arbeitsplatzangebots führen. 
Auch die Regionen, in denen Standorte der Rüstungsindustrie 
liegen, werden Belastungen auf dem Arbeitsmarkt zu tragen 
haben. 

Menschen, Branchen und Regionen, die von der Rüstungsindu- 
strie und von den Militärstandorten abhängen, dürfen nicht Opfer 
der Abrüstung werden. Die Betroffenen brauchen schon jetzt kon- 
krete Perspektiven, ihren Sorgen muß begegnet werden. Die 
Bundesregierung darf sich ihrer Verantwortung nicht entziehen. 
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Die Lasten der Umstrukturierung und der Verringerung der 

Mannschaftsstärken der Bundeswehr und der verbündeten Streit- 
kräfte können nicht den Kommunen und Ländern alleine aufge- 
laden werden. 

Wir fragen die Bundesregierung; 

1 . Folgen der Abrüstung 

1.1 Mit welchen Folgen für die Wirtschaft und die Beschäftigung 
rechnet die Bundesregierung bei einer möglichen Reduzie- 
rung der Bundeswehr auf 400 000, auf 350 000 bzw. auf 
240 000 Soldaten, und mit welchen Folgen rechnet sie bei 
einem teilweisen oder gänzlichen Abzug der Stationierungs- 
truppen? 

1.2 Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Folgen der Abrüstung zu erforschen, und wenn ja, 
welche? 

1.3 Beabsichtigt die Bundesregierung, etwaigen Auswirkungen 
auf die Entwicklung der Standortregionen von Streitkräften 
und Rüstungsbetrieben entgegenzuwirken, und wenn ja, mit 
welchen Maßnahmen? 

1.4 Wie bewertet die Bundesregierung die nationale und inter- 
nationale Zusammenarbeit bzw. Konkurrenz in der Rüstungs- 
produktion zur Zeit, und mit welcher Entwicklung für den 
Arbeitsmarkt rechnet sie in der Zukunft? 

1.5 Beabsichtigt die Bundesregierung, einer durch den Abbau von 
Arbeitsplätzen in der militärisch bedingten Produktion stei- 
genden Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken, und wenn ja, mit 
welchen Maßnahmen? 

1.6 Wird die Bundesregierung die sich aus der Verringerung der 
Streitkräfte und ihrer Nachfrage ergebende zukünftige Bela- 
stung des Arbeitsmarktes strukturschwacher Regionen schon 
jetzt durch eine Verstärkung der regionalpolitischen Förder- 
maßnahmen bekämpfen? 

2. Bestehende sektorale und regionale Abhängigkeiten von der 
militärisch bedingten Nachfrage 

2.1 Unterscheidet die Bundesregierung für statistische oder son- 
stige Zwecke die Güterproduktion nach ziviler und militäri- 
scher Nutzung, und wenn ja, durch welche gesamt- oder be- 
triebswirtschaftlich relevanten Merkmale unterscheidet sie 
Rüstungsgüterproduktion von der Produktion für zivile 
Zwecke? (Z. B, Arbeitsproduktivität und -intensität, Lohn- und 
Qualifikationsniveau, Investitionsbedarf und Finanzierungs- 
modalitäten, Gewinnerwartung, Fertigungstechnologien und 
Managementformen, F&E-Intensität, Kooperationsstrukturen 
und Besitzverhältnisse, Preisbildungsmechanismen, Akquisi- 
tion, Vorgaben, Qualitätsanforderungen, Liefertermine.) 

2.2 Welchen Umfang (Umsatz, Wertschöpfung, Beschäftigung) 
hat die Rüstungsproduktion bzw. die gesamte Produktion für 
den militärischen Bedarf in der Bundesrepublik Deutschland 
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absolut und relativ zur Gesamtwirtschaft in den letzten zwan- 
zig Jahren gehabt? 

2.3 Welcher Anteil entfällt hierbei auf die Nachfrage der Bundes- 
wehr, und welcher Anteil entfällt auf die Nachfrage der Statio- 
nierungstruppen? 

2.4 Für welche Unternehmen und welche Wirtschaftszweige hat 
die mihtärisch bedingte Produktion einen relevanten Anteil 
(mehr als 25 Prozent der Gesamtproduktion), und in welchen 
Regionen hat die militärisch bedingte Produktion einen rele- 
vanten Anteil (mehr als 5 Prozent an der Gesamtproduktion)? 

2.5 Wie verteilen sich die Aufträge des Bundesamtes für Wehr- 
technik und Beschaffung nach Raumordnungsregionen und 
nach den siedlungsstrukturellen Raumtypen? 

3. Regionale Bedeutung 

3.1 Welchen direkten und indirekten Anteil (Durchschnittswert 
pro 100 Soldaten) hat die Bundeswehr an der Sicherung von 
Arbeitsplätzen an den Standorten durch die Beschäftigung 
von Zivilbediensteten und die Nachfrage, die im Umland ge- 
deckt wird - unterschieden in standortbedingte Nachfrage 
und die Nachfrage der Beschäftigten und Soldaten? 

3.2 Wie hoch ist die durchschnittliche wirtschaftliche Nachfrage 
der Stationierungstruppen pro 100 Soldaten, die im Umland 
gedeckt wird? 

3.3 Wie wird der wirtschaftliche Nutzen, den eine Region von 
einer militärischen Einrichtung hat, berechnet, auf dessen 
Grundlage seit dem Urteil des Bayerischen Verwaltungsge- 
richtshofs zum Flughafen München II die Entschädigungslei- 
stungen reduziert werden? (AZ: 20 B 81 D.I vom 27. Juli 1989.) 

3.4 Wie ist der jeweilige wirtschaftliche Verlust der Regionen zu 
bewerten, wenn Standorte aufgelöst oder verkleinert werden? 

4. Alternative Nutzungsmöglichkeiten der Standorte 

4.1 Beabsichtigt die Bundesregierung Standorte im Zuge der 
Truppenreduzierung der Bundeswehr aufzulösen, und wenn 
ja, wann und welche? 

4.2 Sind der Bundesregierung Pläne bekannt, ob, und wenn ja, 
wann und welche Standorte der Stationierungsstreitkräfte auf- 
gelöst werden? 

4.3 Hat die Bundesregierung Pläne, die Liegenschaften der Bun- 
deswehr und der Stationierungstruppen nach einer Standort- 
auflösung anderweitig zu nutzen, und wenn ja, wie? 

4.4 Hat die Bundesregierung eine statistische Übersicht über die 
Zivilbeschäftigten in den jeweiligen Standorten, und welche 
Daten ergeben sich daraus für: 

— die berufliche Qualifikation, 

— die Altersstruktur, 
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— die Einkommensstruktur, 

— die Entfernung zum Arbeitsplatz? 

4.5 Hat die Bundesregierung Pläne, die Zivilbeschäftigten der 
Bundeswehr nach einer Standortauflösung anderweitig zu be- 
schäftigen, und wenn ja, wie? 

4.6 Mit welchen finanziellen Lasten rechnet die Bundesregierung, 
wenn Standorte aufgelöst werden? 

4.7 Mit welchen Altlasten der Standorte rechnet die Bundesregie- 
rung, wer saniert solche Standorte, und wer trägt die Kosten 
bei den Standorten der Stationierungstruppen? 


Bonn, den 15. Februar 1990 
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